[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Leasing-Verträge bei Entmündigung
Sachverhalt

Ein bevormundeter Klient von mir benötigt, gemäss seinen Aussagen, dringend ein Auto. Er hat ein gutes Occasions-Angebot gefunden.  Er hat genügend Geld um die Raten von rund Fr. 250.- /Monat zu begleichen.  Gesamtwert des Occasionsautos Fr.  5'200.00. Ich hätte meine Zustimmung  zum Geschäft gegeben, wenn die Ratenbezahlung über das von mir verwaltete Verkehrskonto des Klienten abgewickelt worden wäre. Die Bank FCB in Wallisellen sagt, dass sie, gemäss dem Konsumkreditgesetz nur einen rechtsgültigen  Leasingvertrag mit dem/der VormundIn abschliessen könne. (Der Klient hat ein Einkommen von Fr. 4'100.- netto/Mt.  Mit Fr. 1400.- bestreitet er seinen Lebensunterhalt. Die Miete beläuft sich auf Fr. 830.-.  Der Klient möchte, dass ich ihm die Ratenzahlung  von den Fr. 1'400.- in Abzug bringen würde). Ich stelle mir u.a. folgende Fragen:  

a.       Stimmt die Behauptung der Bank, dass die Zustimmung des Vormundes zum Geschäft nicht genügt? Ich konnte keine entsprechende Bestimmung im KKG finden. 

b.       Darf ich überhaupt einen Leasingvertrag abschliessen ohne die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde?  

Angenommen es handle sich hier tatsächlich um ein gutes Angebot und die Finanzierung durch den Klienten könnte sichergestellt werden, wie würdest du die Fragen a. und b. beantworten

Erwägungen

1. Der Erwerb eines Motorfahrzeuges stellt in der Regel eine Anschaffung dar, welche gemäss Art. 421 Ziff. 2 ZGB der Zustimmung des Vormundes und darüber hinaus der Vormundschaftsbehörde bedarf, weil es sich nicht mehr ein Rechtsgeschäft handelt, welches unter die gewöhnliche Führung der Verwaltung und Bewirtschaftung fällt. Allerdings würde ich die Frage immer von den konkreten Verhältnissen abhängig machen. Bei einer bevormundeten Person, welche über mehrere Millionen Vermögen verfügt, fallen solche Anschaffungen anders ins Gewicht als bei vermögenslosen Personen.

2. Die Anschaffung eines Gebrauchsgegenstandes mittels Leasing-Vertrag ist eine Mischung zwischen Gebrauchsüberlassung, Kauf und Aufnahme eines Darlehens. Der Verkäufer stellt dem Käufer ein Objekt zum Gebrauch zur Verfügung und gewährt ihm ein Darlehen, mit welchem dieser den verabredeten Gegenstand bis zum Vertragsende erwerben kann. In aller Regel führt dies zu einem wesentlich höheren Erwerbspreis als bei Barkauf, weil sich der Verkäufer und Darlehensgeber seine Risiken abdecken lässt und den Verkehrswert des Gebrauchsgegenstandes während der Vertragszeit verzinsen lässt (Basler Kommentar OR I-Schluep/Amstutz, N 81 zu Einl. Vor Art. 184 ff.. Damit fällt der Leasingvertrag unter Art. 421 Ziff. 4 ZGB und bedarf der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde.

3. Beim Erwerb eines Motorfahrzeuges ist der Kaufpreis das Eine, der Unterhalt und Betrieb das Andere. Gerade bei Occasionsfahrzeugen kann der Unterhalt ein Vielfaches des Anschaffungspreises ausmachen. So ist an den Ersatz von Bremsen, Kupplung, Motor, elektrischen Anlagen, Reifen und Räder, durchgerosteten Karrosserieteilen, Schäden an der Lenkgeometrie oder am Chassie, an die Notwendigkeit einer Winterausrüstung etc. zu denken. 

Beim Betrieb fallen massgeblich in Betracht die Versicherungen, Steuern und der Service, aber auch allfälliger Pannendienst (oder Mitgliedschaft in einem Verkehrsclub).

4. Da die betreute Person unter Vormundschaft steht und über ein geregeltes Einkommen verfügt, würde ich als Vormundin mit ihr zusammensitzen, den Bedarf klären und ein Budget erstellen, mit welchen Auslagen zwingend und mit welchen nur allenfalls zu rechnen sein wird (es gibt ja auch noch Bussen bei Parkzeitüberschreitungen, selbst kleinen Geschwindigkeitsüberschreitungen, andern Verkehrsregelverletzungen, wofür auch eine kleine Reserve vorhanden sein sollte).

Zum andern würde ich die Seriosität des Verkaufsangebotes genau klären lassen. Handelt es sich um eine seriöse Firma, gibt es Angaben zum Fahrzeug (z.B. Bescheinigung, dass es kein Unfallfahrzeug ist und dass es seit seiner Inbetriebsetzung die ordentlichen Services erhalten hat), welches sind die bisherigen Reparaturen und Unterhaltsleistungen gewesen (Zustand der Verschleissteile)?


5. Demnach sind die Fragen wie folgt zu beantworten:

a. Das KKG enthält nur eine Bestimmung über die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters bei Unmündigen, nicht aber bei Entmündigten. Die Forderung, dass der Vertrag durch den Vormund abgeschlossen werden müsse und die Zustimmung des Vormundes nicht genüge, halte ich für eine Schlaumeierei, weil diesfalls die Vormundin zur Vertragspartnerin würde anstatt das von ihr vertretene Mündel, was natürlich nie eingegangen werden darf.

b. Wenn das Geschäft gültig zustande kommen soll, bedarf es der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde. Bevor dieses Geschäft unterbreitet wird, würde ich aber unbedingt ein Vorgehen gemäss Ziff. 4 empfehlen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 30. Mai 2006
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